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BEG IV & Bürokratieentlastung 2024
Viertes Gesetz zur Entlastung der Bürgerinnen und Bürger,
der Wirtschaft sowie der Verwaltung von Bürokratie
[BGBl. 2024 I Nr. 323 vom 29.10.2024]

Der Bundesrat hat in seiner 1048. Sitzung am 18.10.2024 dem „Vierten Gesetz zur Entlastung der

Bürgerinnen und Bürger, der Wirtschaft sowie der Verwaltung von Bürokratie“ (BEG IV) zugestimmt.

Das Gesetz bündelt unterschiedliche Maßnahmen zum Bürokratieabbau. Die wesentlichen Maßnah-

men für gemeinnützige Einrichtungen haben wir für Sie zusammengefasst.

Kürzere Aufbewahrungsfristen

Die grundsätzliche Aufbewahrungsfrist für Bu-

chungsbelege wird von derzeit zehn Jahren

auf acht Jahre verkürzt.

Gültigkeit Die Erleichterung gilt bereits

für Buchungsbelege, deren Aufbewahrungs-

frist am Tag nach der Verkündung des BEG IV

(30.10.2024) nicht abgelaufen ist.

Änderungen § 147 Abs. 3 AO, § 257 Abs. 4

HGB sowie § 14b Abs. 1 Satz 1 UStG

Steuerberater & Sozialversicherungsträger

Eine zentrale Vollmachtsdatenbank für Steuer-

berater enthält zukünftig Generalvollmachten

der Arbeitgeber für die Träger der Sozialversi-

cherungen. Somit entfällt die bisherige Praxis

in der zahlreiche schriftliche Einzelvollmach-

ten für die jeweiligen Sozialversicherungsträ-

ger ausgestellt werden müssen.

Gültigkeit 01.01.2028

Änderungen § 85a Abs. 2 Nr. 12, 13 StBerG,

§ 105a SGB IV

Digitale Rechtsgeschäfte

Durch die Aufhebung von Schriftformerforder-

nissen (eigenhändige Unterschrift auf Papier)

oder deren Herabstufung auf die Textform sol-

len mehr digitale Rechtsgeschäfte per E-Mail,

SMS oder Messenger-Nachricht ermöglicht

werden.

Anwendungsbereiche sind beispielsweise

 Gewerberaum-Mietverträge

 Vereinsrecht

 Schuldrecht

 Wirtschaftsrecht

 Digitale Arbeitsverträge, so dass Ar-

beitgeber auch per E-Mail über die

wesentlichen Vertragsbedingungen in-

formieren können.

Gültigkeit 01.01.2025

Änderungen § 126b BGB

Stand: 09.11.2024
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Digitale Steuerbescheide

Zukünftig werden für elektronisch übermit-

telte Steuererklärung die Steuerbescheide

dem Steuerpflichtigen/Steuerberater wirksam

bekannt gegeben indem sie zum elektroni-

schen Abruf bereitgestellt werden. Eine Ein-

willigung des Empfängers bedarf es dafür

nicht, es gibt aber eine Widerspruchsmöglich-

keit.

Am Tag der Bereitstellung erhält der Steuer-

pflichtige/Steuerberater eine elektronische

Benachrichtigung inkl. Hinweise über di

Rechtswirkungen. Die Bekanntgabe gilt künftig

als am vierten Tag nach der elektronischen Be-

reitstellung als erfolgt.

Gültigkeit Ab 01.01.2026

Änderungen § 122a Abs. 1 Satz 1 AO

Umsatzsteuer-Voranmeldungen

Der Schwellenwerte zur verpflichtenden Ab-

gabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen

werden angehoben. Zukünftig ist demnach die

Umsatzsteuer-Voranmeldungen einzureichen

 Monatlich, wenn die Steuer im voran-

gegangene Kalenderjahr mehr als

9.000 EUR beträgt (bislang 7.500 EUR)

 Vierteljährlich, wenn die Steuer im vo-

rangegangene Kalenderjahr mehr als

2.000 EUR beträgt (bislang 1.000 EUR)

Gültigkeit Ab 01.01.2025

Änderungen § 18 Abs. 2, 2a UStG

KapESt & Freistellungsbescheinigungen

Freistellungsbescheinigungen von der Kapital-

ertragsteuer sind zukünftig fünf Jahre statt

bisher drei Jahre gültig.

Gültigkeit Ab Veranlagungszeitraum

2024

Änderungen § 50c Absatz 2 Satz 4 EStG


